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Handbuch zur Praxis der Religionsfreiheit auf kommunaler Ebene FAQs 

35. Gibt es in Bildungseinrichtungen, Heimen, Krankenan-

stalten etc. religiöse Versammlungsräume? 

 

Es gibt zahlreiche öffentliche und private Kinderbetreuungseinrichtungen, 

Bildungseinrichtungen, StudentInnenheime, Krankenhäuser, Pflegeanstal-

ten, SeniorInnenheime, Justizanstalten, Schubhafteinrichtungen und Flug-

häfen, welche zum einen aufgrund gesetzlicher Vorschriften, zum anderen 

aufgrund der Bedürfnisse der Personen oder der Trägerschaft religiöse 

Versammlungsräume beherbergen.  

In der Praxis handelt es sich dabei um1: 

 zumeist eigene katholische oder evangelische Kirchen/Kapellen mit 

(regelmäßigen) Gottesdiensten 

 christliche Andachtsräume 

 vereinzelte muslimische Gebetsräume mit regelmäßigen Gebetszeiten  

 multireligiös nutzbare Versammlungsräume mit unterschiedlich adä-

quater/neutraler Ausstattung und teilweise (regelmäßigen) Gottes-

diensten 

 Meditationsräume mit unterschiedlich adäquater /neutraler Ausstat-

tung und teilweise (regelmäßigen) Gottesdiensten 

 … 

In einzelnen Normen zu den gesetzlich anerkannten Kirchen und Religions-

gesellschaften sind die Seelsorgeangebote im Bereich des Militärs, der öf-

fentlichen Krankenanstalten, Versorgungs- und ähnlichen Anstalten sowie 

Haftanstalten ebenfalls beschrieben.  

 

                                                           
1 Es existieren etwa in Graz in einigen SeniorInnen- und StudentInnenheimen nur Räumlichkei-
ten für katholische Gläubige, teilweise auch mit eigenen Messen. Im Grazer Afro-Asiatischen 
Institut befand sich bis zum aktuellen noch stattfindenden Umbau im Keller einer der ältesten 
muslimischen Gebetsräume. Ebenfalls in einem Keller befindet sich im Grazer LKH-Gelände ein 
muslimischer Gebetsraum. Für katholische Gläubige existiert eine eigene Kirche, für evangeli-
sche Gläubige eine vor einigen Jahren errichtete Kapelle. Im LKH-West und im LSF gibt es eben-
falls Räumlichkeiten für KatholikInnen. Im LKH-West gibt es zudem einen Andachtsraum mit 
Gottesdiensten für KatholikInnen und Evangelische. 
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Für PatientInnen in Krankenanstalten: 

Stationär aufgenommenen PatientInnen ist die religiöse Betreuung zu er-

möglichen. Abhängig von der Trägerorganisation können sich hinsichtlich 

der Infrastruktur religiöser Versammlungsräume Unterschiede ergeben 

(zumeist sind entweder Räume nur für christliche Religionen oder ein 

Raum für mehrere Religionen nutzbar). 

 

Für BewohnerInnen in Altenwohn- und Pflegeheimen: 

Abhängig von der Trägerorganisation ergeben sich hinsichtlich der Infra-

struktur religiöser Versammlungsräume Unterschiede. Es gibt zahlreiche 

Angebote in Form von (christlichen) Kirchen, Kapellen und Andachtsräu-

men sowie teilweise regelmäßigen Gottesdiensten innerhalb der Heim-

strukturen.  

Für Tirol wird die organisatorische Unterstützung bei der religiösen 

Betreuung der HeimbewohnerInnen dezidiert festgelegt.  

 

Für Studierende in Heimen: 

Abhängig von der Trägerorganisation ergeben sich hinsichtlich der Infra-

struktur religiöser Versammlungsräume Unterschiede.  

 
 

Für Kinder in Kinderbetreuungseinrichtungen: 

Abhängig von der Trägerorganisation ergeben sich hinsichtlich der Infra-

struktur religiöser Versammlungsräume Unterschiede. 

Die Einrichtungen haben zu einer grundlegenden religiösen und ethischen 

Bildung beizutragen. In der Steiermark sind religiöse Feste in Zusammen-

arbeit mit den jeweiligen gesetzlich anerkannten Religionsgemeinschaften 

zu pflegen. 

 

 

Für SchülerInnen in Schulen: 

Abhängig von der Trägerorganisation ergeben sich hinsichtlich der Infra-

struktur religiöser Versammlungsräume Unterschiede. 
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SchülerInnen ist die Teilnahme an SchülerInnengottesdiensten und be-

stimmten religiösen Übungen zu ermöglichen. 

 

Für Insassen in Strafvollzugsanstalten: 

Strafgefangene haben das Recht zur Teilnahme an gemeinschaftlichen Got-

tesdiensten in den Anstalten und auf seelsorgerische Betreuung.  

 

Daneben gibt es weitere religiöse Versammlungsräume. Auch bedingt durch 

die Trägerorganisationen, finden sie sich in Sozialbetreuungseinrichtungen 

(z.B. Einrichtungen für Nichtsesshafte), in Museen (z.B. im Grazer Volks-

kundemuseum, Landesmuseum Joanneum) oder öffentlichen Gebäuden 

(z.B. Kapelle im Grazer Landhaus).  

 

 
 
Betreffende Gesetzesstellen 
Vereinbarung zur Sicherstellung der Patientenrechte (Patientencharta) 
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20
002164 (Steiermark) 
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20
002881 (Tirol) 
 
Artikel 12  
Die religiöse Betreuung stationär aufgenommener Patienten und Patientinnen ist auf deren Wunsch 
zu ermöglichen. 
 
 

Betreffende Gesetzesstellen  

Gesetz vom 1. Juli 2003 über die Pflege und Betreuung in Pflegeheimen und auf Pflegeplätzen 
(Stmk. Pflegeheimgesetz 2003 - StPHG 2003) 

http://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=LrStmk&Dokumentnummer=LRST_9200_007 
 
 § 1  
Anwendungsbereich  
(1) Dieses Gesetz findet auf Pflegeheime, Pflegeplätze und psychiatrische Familienpflegeplätze An-
wendung. (1)  
(2) Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf  
1. familiäre Pflege von haushaltsverbandsangehörigen Personen;  
2. Einrichtungen, deren Betrieb durch das Behindertengesetz, das Steiermärkische Jugendwohl-

fahrtsgesetz oder das Steiermärkische Krankenanstaltengesetz geregelt wird.  

(…) 

§ 4  
Leistungen der Heimträger und die wesentlichen Vertragsbedingungen (Heimstatut)  

http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20002164
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20002164
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20002881
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20002881
http://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=LrStmk&Dokumentnummer=LRST_9200_007
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(1) Heimträger haben öffentlich zugänglich in schriftlicher Form festzulegen, welche Leistungen sie 
anbieten und welche rechtlichen Beziehungen zwischen den Heimträgern und den Heimbewohnern 
entstehen (Heimstatut). Das Heimstatut ist bei Aufnahme schriftlich auszuhändigen.  
(2) Das Heimstatut hat jedenfalls zu enthalten:  
(…) 
3. Angaben über die angebotenen Leistungen im Bereich der Pflege, der sozialen Betreuung und Re-

habilitation, über die Möglichkeiten der Teilnahme an kulturellen und geselligen Veranstaltungen; 

(…) 

§ 11  
Anforderungen für Neu , Zu und Umbauten  
Zur Sicherung der Pflege, Rehabilitation und Betreuung sowie der sozialen Interessen und Bedürfnis-
se der Heimbewohner haben Pflegeheime folgende infrastrukturelle Mindestanforderungen zu erfül-
len:  
1. Standort und Umgebung:  
Betreiber von Pflegeheimen haben sicherzustellen, dass den Heimbewohnern die Teilnahme am ge-

sellschaftlichen und kulturellen Leben ermöglicht wird. 

 

Gesetz vom 1. Februar 2005 über Heime für hilfs-, betreuungs- oder  
pflegebedürftige, insbesondere ältere, Menschen (Tiroler Heimgesetz 2005) 

http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrT&Gesetzesnummer=20000318 

§ 2  
Geltungsbereich  
(1) Dieses Gesetz gilt für entgeltlich betriebene stationäre Einrichtungen, die für die Betreuung von 

mehr als drei hilfs-, betreuungs- oder pflegebedürftigen, insbesondere älteren, Menschen bestimmt 

sind (im Folgenden kurz „Heime“ genannt). 

(…)  
§ 7  
Besondere Pflichten des Heimträgers zur Wahrung der Rechte der Heimbewohner  
(…) 
(4) Der Heimträger hat die Wünsche der Heimbewohner nach religiöser Betreuung oder persönlicher 

Begleitung organisatorisch zu unterstützen. 

 
 
 
Betreffende Gesetzesstellen  
Bundesgesetz vom 15. Mai 1986 über das Wohnen in Studentenheimen (Studentenheimgesetz) 

http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10

009618 

Rechte und Pflichten der Heimbewohner  
§ 6. (1) Heimbewohnern stehen folgende Rechte, die auch durch den Benützungsvertrag nicht einge-
schränkt werden dürfen, zu:  
1. das Recht, das Studentenheim, in dem sich der jeweilige Heimplatz befindet, jederzeit sowohl zu 
betreten als auch zu verlassen; 
(…)  
Heimvertretung  
§ 7. (1) Die Heimbewohner eines Studentenheimes haben aus allen Heimbewohnern eine Heimvertre-
tung und deren Vorsitzenden für ein Jahr zu wählen. Die Anzahl der Mitglieder der Heimvertretung ist 
in der Heimordnung festzulegen. Sie hat mindestens drei Personen zu umfassen.  
(2) Das Wahlverfahren ist in der Heimordnung auf Grund des allgemeinen, gleichen und geheimen 
Wahlrechtes zu regeln.  
(3) Die Heimvertretung hat eine Geschäftsordnung zu beschließen.  

http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrT&Gesetzesnummer=20000318
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10009618
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10009618


 

 
 

5 

Handbuch zur Praxis der Religionsfreiheit auf kommunaler Ebene FAQs 

Die Geschäftsordnung hat insbesondere zu regeln: die Vorgangsweise bei der Einberufung von Sit-
zungen, die Erstellung der Tagesordnung, die Befugnisse des Vorsitzenden und eines allfälligen Stell-
vertreters, die Stellung von Anträgen, den Abstimmungsvorgang und die Protokollierung von Sitzun-
gen; dem Vorsitzenden obliegen jedenfalls die Vertretung nach außen, die Führung der laufenden 
Geschäfte und die Erledigung dringlicher Angelegenheiten.  
(4) Die Vorsitzenden der Heimvertretungen der Heime eines Heimträgers wählen jährlich einen Spre-
cher der Heimvertretungen und einen Stellvertreter. Diese müssen Bewohner eines Studentenheimes 
des jeweiligen Heimträgers und ordentliche Studierende sein. Die Wahl hat in den ersten drei Monaten 
des Studienjahres in einer Versammlung der Vorsitzenden der Heimvertretungen zu erfolgen. Gewählt 
ist jene Person, auf die die absolute Mehrheit der Stimmen aller Vorsitzenden entfällt.  
Aufgaben der Heimvertretung  
§ 8. (1) Der Heimvertretung obliegt die Vertretung der Interessen der Heimbewohner, soweit sich dies 
aus dem Leben im Studentenheim ergibt, gegenüber dem Heimträger und gegenüber anderen Heim-
bewohnern.  
Sie hat insbesondere folgende Rechte und Aufgaben:  
1. Beschlußfassung über die Heimordnung und Geschäftsordnung;  
2. Ausübung des im Gesetz festgelegten Zustimmungs- und Anhörungsrechts;  
3. Einsichtnahme in die für die Festsetzung des Benützungsentgeltes maßgeblichen Kalkulationsun-
terlagen durch ein beauftragtes Mitglied, allenfalls unter Beiziehung eines hiezu beruflich befugten 
Sachverständigen;  
4. Einsichtnahme in die Reihung der Ansuchen auf Aufnahme in ein Heim nach den Kriterien gemäß § 
11 auf Grund der für die Aufnahme maßgebenden Unterlagen;  
5. Wahrnehmung der ihr durch die Heimordnung übertragenen Aufgaben;  
6. Gestaltung des Heimlebens in gesellschaftlicher, kultureller und sportlicher Hinsicht unter Beach-
tung des Heimstatuts und der Heimordnung;  
7. Antragstellung auf Kündigung eines Heimbewohners.  
(2) Der Heimträger hat die Heimvertretung über alle wesentlichen Angelegenheiten, die das Studen-
tenheim betreffen, zu informieren bzw. über Verlangen umfassend Auskunft zu geben.  
(3) Die Mitglieder der Heimvertretung sind bei der Ausübung der Aufgaben gemäß Abs. 1 Z 3 und 4 
sowie gemäß Abs. 2 zur Verschwiegenheit über alle ihnen dabei in dieser Eigenschaft zur Kenntnis 
gekommenen Tatsachen verpflichtet, deren Geheimhaltung im Interesse des Heimträgers, eines sei-
ner Dienstnehmer oder eines Heimbewohners geboten ist.  
(4) Der Sprecher der Heimvertretungen gemäß § 7 Abs. 4 vertritt die gemeinsamen Interessen der 
Heimvertretungen gegenüber dem Heimträger sowie gegenüber den zuständigen gesetzlichen Vertre-
tungen der Studierenden. Der Sprecher der Heimvertretungen hat das Recht, in alle Studentenheime 
betreffende und in die für die Festsetzung des Benützungsentgeltes maßgeblichen Unterlagen des 
Rechnungswesens seines Heimträgers Einsicht zu nehmen. Diesbezüglich gilt die Verschwiegen-
heitspflicht gemäß Abs. 3 sinngemäß.  
(5) Auf die Vorsitzenden und die Sprecher der Heimvertretungen ist § 22 Abs. 2 und Abs. 3 Z 4 HSG 
1998 anzuwenden.  
Betriebspflicht  
§ 9. (1) Studentenheime, die zu mehr als der Hälfte des Gesamtaufwandes durch Subventionen einer 
Gebietskörperschaft gefördert werden, dürfen nur als Studentenheime Verwendung finden und keinen 
anderen Zwecken mit Ausnahme der Fälle des § 10 Abs. 1 zugeführt werden. Die kurzfristige Vergabe 
von während des Studienjahres freigewordenen Heimplätzen auch an andere als in § 4 genannten 
Personen ist zulässig. Die fallweise Verwendung von Gemeinschaftseinrichtungen auch für religiöse, 
kulturelle, sportliche sowie andere gesellschaftliche Veranstaltungen von Nichtheimbewohnern ist 
zulässig.  
(2) Stellt ein Heimträger den Betrieb eines Studentenheimes, das mit Mitteln des Bundes gefördert 
wurde, ein, um es einer anderen Verwendung zuzuführen, so hat er unter Bedachtnahme auf die 
widmungsgemäße Dauer der Verwendung der Mittel und auf eine allfällige Wertminderung durch Ab-
nutzung diese Förderungsmittel zurückzuzahlen.  
(3) Betriebsschließungen, die zur Instandhaltung oder Renovierung eines Studentenheimes notwendig 
sind, bleiben von dieser Regelung unberührt.  
Sommerbetrieb  
§ 10. (1) Ein Studentenheim kann ganz oder teilweise in den Sommerferien auch zu einem anderen 
Betriebszweck, sofern dieser mit der Widmung als Studentenheim nicht im Widerspruch steht, ver-
wendet werden. Betriebsüberschüsse aus einem solchen Sommerbetrieb sind für Zwecke des Studen-
tenheimes zu verwenden. Betreibt ein Studentenheimträger mehrere Studentenheime, so kann der 
Betriebsüberschuß aus dem Beherbergungsbetrieb für alle Heime verwendet werden. Aus dem 
Betriebsüberschuß des Sommerbetriebes können zehn Prozent zur Bildung einer Rücklage zur Abde-
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ckung von allenfalls sich ergebenden Verlusten in manchen Betriebsjahren verwendet werden. Bei 
Nichtinanspruchnahme ist diese Rücklage im sechsten darauffolgenden Kalenderjahr für Reparaturen, 
Instandhaltungsarbeiten sowie Verwaltungsaufwand zu verwenden. 
(2) Die vom Studentenheimträger für den Sommerbetrieb in Rechnung zu stellenden Kosten sind nach 
betriebswirtschaftlichen Grundsätzen zu ermitteln.  
(3) Wird der Sommerbetrieb nicht unmittelbar vom Studentenheim selbst, sondern von einem Dritten 
geführt, so ist vom Heimträger ein angemessenes Entgelt neben den unter Abs. 2 angeführten Auf-
wandsanteilen in Rechnung zu stellen.  
(4) Der Heimträger ist verpflichtet, Heimbewohnern, die nachweislich auf Grund ihres Studiums wäh-
rend der Zeit des Sommerbetriebes am Studienort verbleiben müssen, einen Studentenheimplatz zur 
Verfügung zu stellen.  
Richtlinien für die Vergabe von Heimplätzen  
§ 11. (1) Heimplätze in Studentenheimen, die durch Mittel des Bundes gefördert wurden, sind vom 
Heimträger auf der Grundlage seines Widmungszweckes unter besonderer Bedachtnahme auf die 
soziale Bedürftigkeit zu vergeben. Bei der Vergabe ist auch auf den Studienerfolg und auf die Entfer-
nung vom Studienort Rücksicht zu nehmen. Bezieher von Schülerbeihilfe nach dem Schülerbeihilfen-
gesetz 1983, BGBl. Nr. 455, in der jeweils geltenden Fassung und Bezieher von Studienbeihilfen nach 
dem Studienförderungsgesetz 1992, BGBl. Nr. 305, in der jeweils geltenden Fassung sind vor den 
anderen Studierenden aufzunehmen, sofern ihre Aufnahme dem Widmungszweck des Heimträgers 
entspricht und auf Grund der Entfernung des Heimatwohnortes ein Wohnbedürfnis besteht. Für aus-
ländische Studierende sind in angemessenem Umfang Heimplätze vorzusehen.  
(2) Bei der Vergabe von Heimplätzen (§ 1) auf Grund vertraglicher Vorschlagsrechte Dritter hat der 
Vorschlagsberechtigte die Beachtung der Richtlinien gemäß Abs. 1 glaubhaft zu machen.  
Kündigung  
§ 12. (1) Der Benützungsvertrag kann vor Ablauf der Vertragsdauer durch den Heimträger frühestens 
zum Ablauf des nächstfolgenden Kalendermonats gekündigt werden, wenn  
1. der Heimbewohner sein Studium im Sinne des § 5 Abs. 3 beendet oder abgebrochen hat;  
2. der Heimbewohner den Heimplatz nicht selbst in Anspruch nimmt;  
3. die soziale Bedürftigkeit wegfällt;  
4. der Heimbewohner die durchschnittliche Studiendauer wesentlich überschritten hat;  
5. sich der Heimbewohner einer strafbaren Handlung zum Nachteil von Heimbewohnern oder des 
Heimträgers oder dessen Leute schuldig macht;  
6. der Heimbewohner auf andere Weise gegen seine aus diesem Gesetz oder dem Benützungsver-
trag entspringenden Verpflichtungen grob oder trotz schriftlicher Mahnung und Androhung der Kündi-
gung verstößt.  
(2) Die Kündigung aus den Gründen der Z 1, 2, 4, 5 und 6 des Abs. 1 hat nach Anhörung des Vorsit-
zenden der Heimvertretung bzw. im Falle der Verhinderung seines Stellvertreters zu erfolgen; eine 
Kündigung aus den Gründen der Z 3 des Abs. 1 setzt die Zustimmung der Heimvertretung voraus.  
(3) Der Benützungsvertrag kann vom Heimbewohner zum Ablauf des nächstfolgenden Kalendermona-
tes gekündigt werden. Im Benützungsvertrag kann eine längere Kündigungsfrist vereinbart werden, 
jedoch ist eine Kündigung zum Semesterende jedenfalls wirksam, wenn diese für das Wintersemester 
bis zum 15. Dezember und für das Sommersemester bis zum 30. April erfolgt. Auch wenn eine länge-
re Kündigungsfirst vereinbart wurde, kann ein Heimbewohner bei Vorliegen wichtiger Gründe den 
Benützungsvertrag zum Ablauf des nächstfolgenden Kalendermonates kündigen. Wichtige Gründe 
sind die Ableistung des Präsenz-, Ausbildungs- oder Zivildienstes, ein Wechsel des Studienortes, ein 
Studienabbruch, der Studienabschluss oder eine plötzlich auftretende soziale Notlage.  
(4) Die Kündigung eines Benützungsvertrages kann gerichtlich oder außergerichtlich erfolgen. Auf die 
gerichtliche Kündigung und das Verfahren hierüber sind die §§ 561 ff. der Zivilprozeßordnung über 
das Verfahren bei Streitigkeiten aus dem Bestandvertrage sowie der § 1 Z 4 der Exekutionsordnung 
sinngemäß anzuwenden.  
(5) Macht sich der Heimbewohner einer strafbaren Handlung zum Nachteil von Heimbewohnern, des 
Heimträgers oder von dessen Leuten schuldig (oder verursacht er eine unmittelbar drohende Gefahr 
für das Heim, andere im Heim wohnende Personen oder die Leute des Heimträgers), so kann der 
Heimträger nach Anhörung der Heimvertretung den Benützungsvertrag mit sofortiger Wirkung auflö-
sen.  
(6) In Zeiten, in denen die Heimvertretung nicht zusammentreten kann, darf der Heimträger bei Gefahr 
in Verzug die Kündigung oder eine Vertragsauflösung nach Abs. 5 ohne Anhörung der Heimvertretung 
aussprechen. Er hat jedoch den Vorsitzenden der Heimvertretung hievon schriftlich zu verständigen. 
(…) 
Heimstatut  
§ 15. (1) Das Heimstatut hat insbesondere folgende Bestimmungen zu enthalten:  
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1. Angaben über den Heimträger und den Widmungszweck;  
(…) 
5. Angabe der Räumlichkeiten, die als Heimplätze und die als Gemeinschaftseinrichtungen zur Verfü-
gung stehen;  
(…) 
Heimordnung  
§ 16. (1) In die Heimordnung sind jene Bestimmungen aufzunehmen, die das reibungslose Zusam-
menleben der Heimbewohner und die Benutzung des Studentenheimes regeln. Die Heimordnung hat 
jedenfalls Regelungen in den folgenden Angelegenheiten zu enthalten:  
(…) 
a) die Benützung der vom Heimträger als solche bezeichneten Gemeinschaftsräume einschließlich 
der Küchen;  
b) die Durchführung religiöser, kultureller, sportlicher, gesellschaftlicher und sonstiger Veranstaltun-

gen; 

(…) 

Kirchliche Heime  

§ 20. Sofern der Heimträger eine gesetzlich anerkannte Kirche oder Religionsgesellschaft oder eine 

deren Einrichtungen ist, gelten § 6 Abs. 1 sowie die §§ 7 bis 12 mit der Maßgabe, daß dadurch nicht in 

die gemäß Art. 15 des Staatsgrundgesetzes über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger, RGBl. Nr. 

142/1867, bzw. gemäß dem Konkordat zwischen dem Heiligen Stuhl und der Republik Österreich vom 

5. Juni 1933, BGBl. II Nr. 2/1934, in der jeweils geltenden Fassung, eingeräumten Rechte eingegriffen 

wird. 

 

Betreffende Gesetzesstellen:  
Steiermärkisches Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz – StKBBG 
http://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=LrStmk&Dokumentnummer=LRST_5060_003 

§ 1 

Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für Kinderkrippen, Kindergärten und Heilpädagogische Kindergärten, Horte und 
Heilpädagogische Horte, Kinderhäuser, Alterserweiterte Gruppen und Tagesmütter/Tagesväter. (3) 

(…) 

§ 4 (3) 

Gemeinsame Aufgaben aller Kinderbetreuungseinrichtungen 

Alle Kinderbetreuungseinrichtungen haben: 

(…) 

6. zu einer grundlegenden religiösen und ethischen Bildung beizutragen; 

(…)  

§ 6 

Religiöse und ethische Bildung 

In den Kinderbetreuungseinrichtungen ist die Erziehung der Kinder nach ethischen und religiösen 
Werten im Einvernehmen mit den Eltern (Erziehungsberechtigten), insbesondere bei der Gestaltung 
der Feste im Jahresablauf und nach Möglichkeit in Zusammenarbeit mit den jeweiligen gesetzlich 
anerkannten Religionsgemeinschaften in einer dem Alter angemessenen Weise zu pflegen. In öffentli-
chen Kinderbetreuungseinrichtungen, in denen die Mehrzahl der Kinder einem bestimmten Religions-
bekenntnis angehört, soll in jedem Gruppenraum (Lernraum) ein religiöses Zeichen angebracht wer-
den. 
(…) 

§ 49 

http://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=LrStmk&Dokumentnummer=LRST_5060_003
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Erhalter von Kinderbetreuungseinrichtungen 

(1) Private Kinderbetreuungseinrichtungen können errichtet werden von 

b) Körperschaften öffentlichen Rechtes mit Ausnahme von Bund, Land, Gemeindeverbänden und 
Gemeinden, jeder gesetzlich anerkannten Kirche oder Religionsgemeinschaft und jeder sonstigen 
juristischen Person, deren vertretungsbefugte Organe die Voraussetzung nach lit. a erbringen, wie z. 
B. Vereine und Verbände. 

 

Betreffende Gesetzesstellen:  

Gesetz vom 30. Juni 2010 über die Kinderbetreuung in Tirol (Tiroler Kinderbildungs- und Kin-

derbetreuungsgesetz) 

http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrT&Gesetzesnummer=20000439 

§ 8 

Aufgaben 

(1) Kinderbetreuungseinrichtungen haben insbesondere die Aufgabe, 

(…) 

(2) Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben haben Kinderbetreuungseinrichtungen insbesondere 

a)auf die Entwicklung grundlegender ethischer und religiöser Werte Bedacht zu nehmen, 

(…) 

§ 12 

Bauliche Gestaltung, Einrichtung 

(1) Gebäude, Räume und Liegenschaften, die für Zwecke einer Kinderbetreuungseinrichtung verwen-
det werden, sind baulich so zu gestalten, dass im Interesse des Kindeswohls ein ordnungsgemäßer 
Betrieb der Kinderbetreuungseinrichtung, insbesondere unter Bedachtnahme auf die Grundsätze der 
Pädagogik sowie die Erfordernisse der Sicherheit und der Hygiene, gewährleistet ist. 

(2) Kinderbetreuungseinrichtungen haben folgende räumliche Mindestausstattung aufzuweisen: 

a) einen Gruppenraum für jede Kinderbetreuungsgruppe in der unter Bedachtnahme auf die voraus-
sichtliche Kinderzahl erforderlichen Größe, wobei die Bodenfläche mindestens 2,5 m² für jedes 
Kind betragen muss, 

b) ausreichende Kleiderablagen außerhalb der Gruppenräume, 

c) einen Bewegungsraum, 

d) bei mehrgruppigen Kinderbetreuungseinrichtungen einen geeigneten Raum als Büro, 

e) die erforderlichen sanitären Einrichtungen, 

f) die erforderlichen Nebenräume, darunter jedenfalls eine Küche. 

(…) 

§ 13 

Errichtung 

(1) Zur Errichtung einer Kinderbetreuungseinrichtung sind berechtigt: 

(…) 

c) Körperschaften öffentlichen Rechts, gesetzlich anerkannte Kirchen und Religionsgesellschaften 
sowie deren Einrichtungen. 

 

 

Betreffende Gesetzesstellen  
Bundesgesetz vom 25. Juli 1962 über die Schulorganisation (Schulorganisationsgesetz). 

http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10

009265 

§ 4. Allgemeine Zugänglichkeit der Schulen 

(1) Die öffentlichen Schulen sind allgemein ohne Unterschied der Geburt, des Geschlechtes, der Ras-
se, des Standes, der Klasse, der Sprache und des Bekenntnisses zugänglich. Aus organisatorischen 

http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=LrT&Gesetzesnummer=20000439
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10009265
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10009265
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oder lehrplanmäßigen Gründen können jedoch Schulen und Klassen eingerichtet werden, die nur für 
Knaben oder nur für Mädchen bestimmt sind, sofern dadurch keine Minderung der Organisation ein-
tritt. 

(…) 

(3) Für Privatschulen gelten die Bestimmungen des Abs. 1 mit der Maßgabe, daß an Schulen, deren 
Schulerhalter eine gesetzlich anerkannte Kirche oder Religionsgesellschaft, eine nach deren Recht 
bestehende Einrichtung oder ein anderer Rechtsträger ist, sofern er nicht öffentlich-rechtlichen Cha-
rakter hat, die Auswahl der Schüler nach dem Bekenntnis und nach der Sprache sowie die Geschlech-
tertrennung zulässig sind. 

 

Bundesgesetz vom 25. Juli 1962 über das Privatschulwesen (Privatschulgesetz) 
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10
009266 

 

§ 3. Voraussetzungen für die Errichtung. 

(1) Die Errichtung von Privatschulen ist im Sinne des Artikels 17 Abs. 2 des Staatsgrundgesetzes vom 
21. Dezember 1867, RGBl. Nr. 142, über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger, und - soweit es 
sich um Schulen von gesetzlich anerkannten Kirchen oder Religionsgesellschaften handelt - auch im 
Sinne des § 4 des Gesetzes vom 25. Mai 1868, RGBl. Nr. 48, wodurch grundsätzliche Bestimmungen 
über das Verhältnis der Schule zur Kirche erlassen werden, bei Erfüllung der in diesem Bundesgesetz 
enthaltenen näheren Vorschriften gewährleistet. 

(…) 

§ 4. Schulerhalter. 

(1) Eine Privatschule zu errichten, ist als Schulerhalter - bei Erfüllung der sonstigen in diesem Ab-
schnitt festgesetzten Voraussetzungen - berechtigt 

a)jeder österreichische Staatsbürger, der voll handlungsfähig ist, der in sittlicher Hinsicht verläßlich ist 
und in dessen Person keine Umstände vorliegen, die nachteilige Auswirkungen auf das österreichi-
sche Schulwesen erwarten lassen; 

b)jede Gebietskörperschaft, gesetzlich anerkannte Kirche oder Religionsgesellschaft und sonstige 
Körperschaft des öffentlichen Rechts; 

c)jede sonstige inländische juristische Person, deren vertretungsbefugte Organe die Voraussetzungen 
nach lit. a erfüllen. 

(2) Andere als österreichische Staatsbürger und andere als inländische juristische Personen können 
als Schulerhalter - bei Erfüllung der sonstigen in diesem Abschnitt festgesetzten Voraussetzungen - 
Privatschulen errichten, wenn sie beziehungsweise ihre vertretungsbefugten Organe in sittlicher Hin-
sicht verläßlich und keine nachteiligen Auswirkungen auf das österreichische Schulwesen zu erwarten 
sind. Sofern die vertretungsbefugten Organe nicht die österreichische Staatsbürgerschaft besitzen 
und ihren Wohnsitz nicht in Österreich haben, ist von ausländischen juristischen Personen ein Zustel-
lungsbevollmächtigter zu bestellen, der die österreichische Staatsbürgerschaft besitzt und seinen 
Wohnsitz in Österreich hat. Durch Staatsverträge (Kulturabkommen) begründete Rechte werden hie-
durch nicht berührt. 

(3) Aufgabe des Schulerhalters ist die finanzielle, personelle und räumliche Vorsorge für die Führung 
der Schule. 

(…) 

§ 6. Schulräume und Lehrmittel. 

Der Schulerhalter hat nachzuweisen, daß er über Schulräume verfügt, die baulich und einrichtungs-
mäßig dem Zweck und der Organisation der Privatschule sowie den Grundsätzen der Pädagogik und 
der Schulhygiene entsprechen. Ferner hat er nachzuweisen, daß die Privatschule die zur Durchfüh-
rung des Lehrplanes notwendigen Lehrmittel und sonstigen Ausstattungen und Einrichtungen auf-
weist. 

(…) 

§ 17. Anspruchsberechtigung. 

(1) Den gesetzlich anerkannten Kirchen und Religionsgesellschaften sind für die mit dem Öffentlich-
keitsrecht ausgestatteten konfessionellen Privatschulen nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
Subventionen zum Personalaufwand zu gewähren. 

http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10009266
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10009266
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(2) Unter konfessionellen Privatschulen sind die von den gesetzlich anerkannten Kirchen und Religi-
onsgesellschaften und von ihren Einrichtungen erhaltenen Schulen sowie jene von Vereinen, Stiftun-
gen und Fonds erhaltenen Schulen zu verstehen, die von der zuständigen kirchlichen (religionsgesell-
schaftlichen) Oberbehörde als konfessionelle Schulen anerkannt werden. 

 

 

Bundesgesetz vom 13. Juli 1949, betreffend den Religionsunterricht in der Schule (Religionsun-
terrichtsgesetz). 

http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10
009217 

 

§ 2. (1) Der Religionsunterricht wird durch die betreffende gesetzlich anerkannte Kirche oder Religi-
onsgemeinschaft besorgt, geleitet und unmittelbar beaufsichtigt. Dem Bund steht jedoch 

- soweit § 7d nicht anderes bestimmt - das Recht zu, durch seine Schulaufsichtsorgane den Religi-
onsunterricht in organisatorischer und schuldisziplinärer Hinsicht zu beaufsichtigen. 

(…) 

§ 2a. (1) Die Teilnahme an den von den gesetzlich anerkannten Kirchen und Religionsgesellschaften 
zu besonderen Anlässen des schulischen oder staatlichen Lebens, insbesondere zu Beginn und am 
Ende des Schuljahres abgehaltenen Schülergottesdiensten sowie die Teilnahme an religiösen Übun-
gen oder Veranstaltungen ist den Lehrern und Schülern freigestellt. 

(2) Den Schülern ist zur Teilnahme an den im Abs. 1 genannten Schülergottesdiensten und religiösen 
Übungen oder Veranstaltungen die Erlaubnis zum Fernbleiben vom Unterricht im bisherigen Ausmaß 
zu erteilen. 

 

 

 

Betreffende Gesetzesstellen: 

Bundesgesetz vom 26. März 1969 über den Vollzug der Freiheitsstrafen und der mit Freiheits-
entziehung verbundenen vorbeugenden Maßnahmen (Strafvollzugsgesetz - StVG.) 

http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10
002135 

 

Seelsorge 

§ 85. (1) Jeder Strafgefangene hat das Recht, in der Anstalt am gemeinschaftlichen Gottesdienst und 
an anderen gemeinsamen religiösen Veranstaltungen teilzunehmen und Heilsmittel sowie den Zu-
spruch eines an der Anstalt bestellten oder zugelassenen Seelsorgers zu empfangen. Der Anstaltslei-
ter kann aus Gründen der Sicherheit und Ordnung nach Anhörung des Seelsorgers Strafgefangene 
von der Teilnahme am Gottesdienst und an anderen Veranstaltungen ausschließen. 

(2) Einem Strafgefangenen ist auf sein ernstliches Verlangen auch zu gestatten, in der Anstalt den 
Zuspruch eines nicht für die Anstalt bestellten oder zugelassenen Seelsorgers seines eigenen Be-
kenntnisses zu empfangen. Die Entscheidung hierüber steht dem Anstaltsleiter zu. 

(3) Ist in der Anstalt für ein Bekenntnis ein Seelsorger weder bestellt noch zugelassen, so ist dem 
Strafgefangenen auf sein Verlangen nach Möglichkeit ein Seelsorger namhaft zu machen, an den er 
sich wenden kann. Diesem ist der Besuch des Strafgefangenen zu dessen seelsorgerischer Betreu-
ung zu gestatten. 

(4) Strafgefangenen ist zu gestatten, auch außerhalb der Besuchszeiten (§ 94 Abs. 1) während der 
Amtsstunden den Besuch eines Seelsorgers zu empfangen. Der Inhalt der zwischen dem Strafgefan-
genen und dem Seelsorger geführten Gespräche ist nicht zu überwachen. Im übrigen gelten für sol-
che Besuche die §§ 94 und 95 dem Sinne nach. 

http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10009217
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10009217
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10002135
http://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10002135

